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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

   

 

 

 

 Änderungsantrag 
12.01.2023 

HHA 

Fraktion der CDU,  
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

  
 
        
Inhalt des Antrags: Weiterleitung von Bundesmitteln an die Kommunen 
 
Einzelplan  17 Allgemeine Finanzverwaltung  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  17 01   Bezeichnung Allgemeine Finanzierungsvorgänge 

Produktnummer  009 Bezeichnung Zuweisungen an die Kommunen 
 
 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan    
Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge 
                  

14 Summe Aufwendungen 920.311.900 102.600.000 1.022.911.900 

                              

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben 920.146.900 102.600.000 1.022.746.900 

 
 

 
  

  Drucksache 20/10061 
                

 



 Hessischer Landtag   ꞏ   20. Wahlperiode   ꞏ     Drucksache 20/10061 2 

 

Veränderungen in Euro 2024 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung 
   

7 Summe Erträge                   

14 Summe Aufwendungen                   

            
                  

            
                  

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
      
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Für die Mehraufwendungen infolge der Belastungen durch die Kosten der Ukraineflüchtlinge hat der Bund für 2023 Mittel 
in Höhe von rd. 1,5 Mrd. Euro zugesagt. Darüber hinaus hat er ab 2023 die Zahlung einer allgemeinen Flüchtlingspauschale 
in Höhe von 1,25 Mrd. Euro jährlich zugesagt. Dies führt im Landeshaushalt nach Abzug des bereits veranschlagten Anteils 
an Bundesmitteln für unbegleitete minderjährige Ausländer (350 Mio. Euro bundesweit) 2023 zu einer Mehreinnahme in 
Höhe von 179,1 Mio. Euro. Der den Kommunalen Spitzenverbänden zugesagte Anteil zur Deckung der nicht über den Epl. 
08 finanzierten Mehraufwendungen der Kommunen beträgt 102,6 Mio. Euro. 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden, 11.01.2023 
 
Für die Fraktion 
der CDU 
Die Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Ines Claus 
 
 

  
  

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Mathias Wagner (Taunus) 
 
 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

 


